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Mit der Einführung der Sozialversicherungspflicht für ge-
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse ist im April 1999 ein
vorläufiger Schlusspunkt unter eine jahrelange Diskussion
gesetzt worden. Ein Ziel der Reform war, die Ausweitung die-
ser Beschäftigungsform zu begrenzen, um der legalen Ver-
meidung von Sozialabgaben durch Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zu entgegnen. Die Einkommen aus geringfügiger Be-
schäftigung werden nunmehr zur Finanzierung der Sozial-
versicherungssysteme mit herangezogen und den Beschäftig-
ten wird die Möglichkeit zum Erwerb eigener Ansprüche ge-
geben. Letzteres war ein weiteres Ziel der Neuregelungen: Vor
allem verheirateten Frauen, die größte Gruppe unter den ge-
ringfügig Beschäftigten, sollte ein höherer Anreiz gegeben
werden, in eine reguläre sozialversicherungspflichtige Tätig-
keit, also eine Voll- oder Teilzeitbeschäftigung, zu wechseln,
damit sie eigene, vom Ehegatten unabhängige Ansprüche an
insbesondere die gesetzliche Rentenversicherung aufbauen
können. Die Reform, die ausschließlich geringfügig Be-
schäftigte und geringfügig Nebenerwerbstätige auf sehr un-
terschiedliche Weise betrifft, stieß auf große Skepsis: Es wur-
de befürchtet, dass die geringfügige Beschäftigung wegen der
neuen Abgabenbelastung sowohl bei Unternehmen als auch
bei den Beschäftigten an Attraktivität verlieren würde.
Eine erste Querschnittsanalyse, die kurz nach Umsetzung der
Reform durchgeführt wurde, zeigte, dass unmittelbar nach
der Neuregelung ein deutlicher Rückgang der geringfügigen
Beschäftigung zu verzeichnen war, kurz darauf aber ein
„Normalisierungsprozess“ einsetzte (vgl. Apel et al. 1999).
Im vorliegenden Beitrag werden die Auswirkungen der Re-
form auf der Individualebene mit Daten des Sozio-oekono-
mischen Panels (SOEP) erstmals im Längsschnitt untersucht.1
Es zeigt sich, dass die Zahl der geringfügig Nebenbeschäf-
tigten deutlich zurückgegangen ist. Dies wurde aber teilwei-
se durch die Zunahme der geringfügigen Alleinbeschäftigung
kompensiert.
Im zweiten Abschnitt werden die Neuregelungen der gering-
fügigen Beschäftigung vorgestellt und theoretische Überle-
Auswirkungen der Einführung der Sozialversicherungspflicht
für geringfügige Beschäftigung – Eine Evaluation des „630-DM-
Jobs“-Reformgesetzes
Guido Heineck und Johannes Schwarze*
Mit den Längsschnittdaten des SOEP wird in diesem Beitrag untersucht, wie geringfügig Beschäftigte auf die im
April 1999 eingeführte Sozialversicherungspflicht für derartige Beschäftigungsverhältnisse reagiert haben. Da aus-
schließlich geringfügig Beschäftigte und geringfügig Nebentätige auf sehr unterschiedliche Weise von den Neure-
gelungen betroffen sind, werden separate empirische Analysen durchgeführt. Die Dynamik der geringfügigen Be-
schäftigung und der Nebentätigkeit werden mit einer pseudo-kontrafaktischen Situation verglichen, um die über
die ‚natürlichen’Veränderungen hinausgehenden Einflüsse der Reform analysieren zu können. Weiterhin wird mit
ökonometrischen Methoden untersucht, welche Determinanten den Verbleib in oder das Ausscheiden aus der ge-
ringfügigen Beschäftigung bzw. der Nebentätigkeit beeinflussen. Die Ergebnisse zeigen, dass eine Strukturverän-
derung der geringfügigen Beschäftigung stattgefunden hat: Geringfügig Nebenerwerbstätige werden tendenziell
durch ausschließlich geringfügig Beschäftigte substituiert. Die Strukturveränderung kann sowohl angebots- als
auch nachfrageseitig erklärt werden. Dem Ziel der Einbeziehung der Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung
zur Finanzierung der Sozialversicherungssysteme ist man sicherlich näher gekommen. Ob allerdings die Beschäf-
tigten, und insbesondere die verheirateten Frauen, nennenswerte eigene Ansprüche an vor allem die gesetzliche
Rentenversicherung aufbauen werden, bleibt fraglich. Ihre Anreize, in eine Teilzeit- oder Vollzeiterwerbstätigkeit
zu wechseln, sind durch die Reform nicht wesentlich verändert worden.
* Diplom-Volkswirt Guido Heineck ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an der
Professur für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Sozialpolitik der Univer-
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1 Eine Kurzform einiger der hier dargestellten Ergebnisse findet sich bei
Schwarze und Heineck (2001).gungen zu deren Auswirkungen angestellt. Die empirische
Analyse ist Gegenstand des dritten Abschnitts. Abschließend
werden die Ergebnisse im vierten Abschnitt zusammenge-
fasst.
2 Veränderung der Anreizstrukturen durch die Neurege-
lung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse
Die am 1. April 1999 in Kraft getretene Neuregelung zur so-
zialversicherungs- und steuerrechtlichen Behandlung der ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnisse2 differenziert vier
Formen der geringfügigen Beschäftigung. Neben der kurz-
fristigen Beschäftigung, auf die die Reform keine Auswir-
kung hat, und mehreren geringfügigen Beschäftigungen –
hier waren Arbeitnehmer auch schon vor der Reform sozial-
versicherungspflichtig, wodurch sich die Belastungen eben-
falls nicht ändern, vorausgesetzt, dass Sozialbeiträge und
Steuern korrekt abgeführt wurden bzw. werden (vgl. Rudolph
1999) – sind aber vor allem die geringfügige, auf Dauer an-
gelegte Alleinbeschäftigung und die geringfügige Nebenbe-
schäftigung neben einer Hauptbeschäftigung von Interesse,
da diese den größten Teil der geringfügig Beschäftigten stel-
len und in erster Linie von der Reform betroffen waren. 
2.1 Veränderte Rahmenbedingungen bei geringfügiger, auf
Dauer angelegter Beschäftigung
Eine geringfügige Alleinbeschäftigung liegt vor, wenn ein
Monatslohn von 630 DM nicht überschritten und keine so-
zialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung ausgeübt
wird. Bis zum Inkrafttreten der Reform mussten für derarti-
ge Beschäftigungen keine Sozialversicherungsabgaben ge-
zahlt werden und die Besteuerung konnte entweder pauschal
– 20% des Arbeitslohns – durch den Arbeitgeber oder indivi-
duell mit Vorlage einer Lohnsteuerkarte erfolgen. Seit April
1999 hat der Arbeitgeber pauschal 10% des Arbeitsentgelts
an die Krankenversicherung und 12% an die Rentenversiche-
rung abzuführen. Allerdings entstehen nennenswerte An-
sprüche des Beschäftigten an die gesetzliche Rentenversiche-
rung erst dann, wenn er freiwillig die vom Arbeitgeber ent-
richteten Beiträge aufstockt.
Steuerrechtlich gilt, dass nach wie vor zwischen Pauschal-
versteuerung oder Individualveranlagung gewählt werden
kann. Liegen im Kalenderjahr keine anderen steuerrechtlich
positiven Einkünfte vor, so kann überdies beim Finanzamt
eine Freistellung von der Lohnsteuer beantragt werden. Das
Arbeitseinkommen des Ehegatten ist hierbei nicht relevant.
Auf den ersten Blick haben sich die Anreize, eine geringfü-
gige Beschäftigung als Alleinbeschäftigung aufzunehmen,
durch die Neuregelungen nur unwesentlich verändert, denn es
ist zu erwarten, dass die Mehrzahl der geringfügig Beschäf-
tigten von dieser Form der Steuerbefreiung Gebrauch macht.
Aus Sicht des Arbeitgebers wird in diesen Fällen die pau-
schale Lohnbesteuerung, die vor der Reform bei etwa 70%
der Beschäftigungsverhältnisse zur Anwendung kam (vgl.
Rudolph 1999), durch die pauschale Abführung der Sozial-
versicherungsbeiträge ersetzt. Geht man jedoch davon aus,
dass die vom Arbeitgeber zu zahlende Lohnsteuerpauschale
nahezu vollständig auf die Beschäftigten überwälzt werden
konnte (vgl. Schwarze 1998a), so ist anzunehmen, dass auch
die pauschalen Sozialversicherungsbeiträge zwar vom Ar-
beitgeber gezahlt, aber größtenteils vom Arbeitnehmer getra-
gen werden. 
Verheiratete Frauen haben im Vergleich zur Situation vor der
Reform nur wenig mehr Anreize, eine reguläre Teil- oder Voll-
zeitbeschäftigung aufzunehmen. Insbesondere die Neurege-
lung, dass bei geringfügiger Beschäftigung der Frau das Ar-
beitseinkommen des Ehegatten steuerlich nicht angerechnet
wird, dürfte dazu führen, dass einerseits Frauen, die ansons-
ten nichterwerbstätig sind, Arbeit in Form geringfügiger Be-
schäftigung anbieten, und dass andererseits Frauen, die sonst
eine reguläre sozialversicherungspflichtige Tätigkeit bevor-
zugen würden, zum Verbleib in der geringfügigen Beschäfti-
gung neigen. Werden nämlich die Einkommen der Ehepart-
ner steuerlich gemeinsam veranlagt, so dürfte bei letzterem
Fall abschreckend wirken, dass die Ehefrau bei einem Wech-
sel aus einer geringfügigen Beschäftigung zu einer regulären
Teilzeittätigkeit den Grenzsteuersatz des Mannes ’erbt’.3
Nach wie vor existiert also eine ’Budgetfalle’, d. h. ein Ar-
beitsangebot zwischen geringfügiger Beschäftigung und der
höheren Arbeitszeit, die bei gemeinsamer Veranlagung der
Einkommen angeboten werden müsste, um ein verfügbares
Einkommen zu erzielen, das  dem Einkommen aus geringfü-
giger Tätigkeit entspricht, ist für verheiratete Frauen ökono-
misch nicht interessant (vgl. Schwarze 1998b). Insofern ist zu
erwarten, dass eines der anvisierten Ziele der Reform – ver-
heiratete Frauen zur Aufnahme regulärer Voll- oder Teilzeit-
tätigkeiten zu bewegen, um ihnen den Aufbau nennenswerter
eigener Sozialversicherungsansprüche zu ermöglichen – nur
unzureichend erfüllt wird.4
Schüler und Studierende haben indessen weniger Anreize,
eine geringfügige Beschäftigung aufzunehmen. Vor der Re-
form war es für diese Gruppe attraktiv, die individuelle Steu-
erveranlagung zu wählen, da die Beschäftigten davon ausge-
hen konnten, die gezahlten Steuern vollständig zurückerstat-
tet zu bekommen, sofern nicht andere steuerrechtlich rele-
vante Einkünfte vorhanden waren. Die geringfügige Be-
schäftigung war sodann vollkommen abgabenfrei. Unter der
neuen Regelung muss der Arbeitgeber auf jeden Fall die pau-
schalen Sozialversicherungsabgaben entrichten, was unter
der Annahme der erfolgreichen Überwälzung der Abgaben zu
niedrigeren Nettoeinkommen bei Schülern und Studierenden
führt.
2.2 Veränderte Rahmenbedingungen bei geringfügiger Neben-
beschäftigung
Deutlich stärker als bei der geringfügigen Alleinbeschäfti-
gung wirkt sich die Einführung der Sozialversicherungs-
pflicht auf die geringfügige Nebenbeschäftigung aus. Diese
liegt vor, wenn neben einem Haupterwerb ein Beschäfti-
gungsverhältnis mit einem Entgelt bis zu 630 DM ausgeübt
wird. Ist der Arbeitnehmer im Haupterwerb sozialversiche-
rungspflichtig,5 so wird auch das Einkommen aus der gering-
fügigen Nebenbeschäftigung bis zur Beitragsbemessungs-
grenze in die Beitragspflicht einbezogen.6
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2 Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vom
24. März 1999. Eine Zusammenfassung der neuen Regelungen findet sich
in Rudolph (1999).
3 Im ungünstigsten Fall wird der Übergang von der geringfügigen Beschäfti-
gung zu einer regulären Teilzeitbeschäftigung mit einem Grenzsteuersatz von
100% belastet (vgl. Fuest et al. 1999 oder Schwarze 1998b).
4Apel et al. (1999) haben für die Zeit kurz nach Einführung der Reform er-
mittelt, dass nur etwa 2,5% der geringfügig Beschäftigten von der Möglich-
keit der Aufstockung Gebrauch machten.
5 Selbstständige und Beamte sowie nicht sozialversicherungspflichtige Pen-
sionäre und Rentner werden behandelt wie ausschließlich geringfügig Be-
schäftigte.
6 Wird beispielsweise im Haupterwerb ein Bruttoeinkommen von monatlich 5
000 DM erzielt und in einem Nebenjob zusätzlich 630 DM, so sind für das
gesamte Bruttoarbeitseinkommen von 5 630 DM Sozialversicherungs-
beiträge zu zahlen. Im Vergleich zur früheren Regelung führt dies zu einem
um etwa 130 DM geringeren Nettoeinkommen.Für die geringfügig Nebenbeschäftigten führt die Reform so-
mit zu einem verminderten Nettoeinkommen aus der Zweit-
beschäftigung, was das Interesse der Beschäftigten an diesen
Tätigkeiten schmälern kann, da Freizeit jetzt relativ wertvol-
ler wird (Substitutionseffekt des gesunkenen Nettolohnsat-
zes). Demgegenüber steht der Einkommenseffekt: Um das
Einkommen aus Nebenerwerbstätigkeit zu halten, könnte es
zu einer Ausweitung der Arbeitszeit in der Nebentätigkeit
kommen. Die Reaktion der Nebenbeschäftigten ist also a pri-
ori keineswegs sicher zu prognostizieren und hängt entschei-
dend davon ab, wie elastisch das Arbeitsangebot bei Ne-
bentätigkeiten insgesamt auf Nettolohnänderungen reagiert
und welche Ausweichmöglichkeiten den Beschäftigten zur
Verfügung stehen. Grundsätzlich haben Nebenerwerbstätige
verschiedene Möglichkeiten (vgl. auch Schwarze und Hein-
eck 1999). Sie können 
• auf das bisherige Zusatzeinkommen vollständig verzichten
und die Nebentätigkeit aufgeben,
• die Nebenbeschäftigung bei geringerem Nettoeinkommen
weiterhin ausüben,
• die Tätigkeit ausweiten, um das bisherige Nettoeinkommen
zu halten,
• in die Schwarzarbeit abwandern, was allerdings die Bereit-
schaft des Arbeitgebers hierzu voraussetzt,
• die Arbeitszeit im Haupterwerb ausweiten, entweder durch
Vereinbarung einer höheren Arbeitszeit oder durch bezahl-
te Überstunden.
Letzteres ist vor allem dann attraktiv, wenn im Haupterwerb
eine höhere Bruttoentlohnung als in der Nebentätigkeit erzielt
werden kann. Fraglich ist hingegen, ob eine Ausweitung der
Arbeitszeit im Haupterwerb überhaupt möglich ist, ist doch
die Arbeitszeitrationierung im Hauptberuf die klassische
ökonomische Erklärung für die Entstehung von zweiten Jobs
(vgl. Schwarze 1991). Im Gegensatz zu den üblichen Annah-
men der neoklassischen Haushaltstheorie können Beschäf-
tigte nicht die ihren Präferenzen entsprechende Arbeitszeit
und mithin nicht das für sie optimale Arbeitsangebot realisie-
ren. Wer also einen zweiten Job anbietet, zeigt damit, dass er
entweder mit der Arbeitszeit und/oder mit den Arbeitsbedin-
gungen im Haupterwerb unzufrieden ist. Er wird deshalb die
Nebenbeschäftigung nicht ohne weiteres aufgeben.
2.3 Zusammenfassung
Die Einführung der Sozialversicherungspflicht betrifft die
verschiedenen Gruppen der geringfügig Beschäftigten auf
sehr unterschiedliche Weise. Die Anreize, eine geringfügige
Alleinbeschäftigung aufzunehmen, haben sich nur unwesent-
lich geändert. Darüber hinaus dürfte zudem die Neuregelung,
dass die Arbeitseinkommen des Ehegatten steuerlich nicht re-
levant sind, bei verheirateten Frauen nicht zu dem vom Ge-
setzgeber erwünschten Ziel führen, dass sie aus der geringfü-
gigen Beschäftigung vermehrt in reguläre sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse wechseln, um so
eigene Ansprüche an die Sozialversicherungssysteme zu er-
werben. Es ist zudem wenig wahrscheinlich, dass viele der ge-
ringfügig beschäftigten Frauen von der Möglichkeit Ge-
brauch machen werden, die vom Arbeitgeber entrichteten So-
zialversicherungsbeiträge freiwillig aufzustocken, um eigene
Leistungsansprüche aus der geringfügigen Beschäftigung zu
erwerben. 
Wesentlich deutlicher von der Reform betroffen sind die ge-
ringfügig Nebentätigen. Hier führt die Sozialversicherungs-
pflicht zu verminderten Nettoeinkommen aus der zweiten Be-
schäftigung. Ob die Nebentätigen darauf jedoch mit der Auf-
gabe dieser Beschäftigung reagieren, kann vorab theoretisch
nicht eindeutig beantwortet werden, da hier mit dem negativ
wirkenden Substitutionseffekt und dem positiv wirkenden,
also zu mehr Arbeitsangebot führenden Einkommenseffekt
zwei gegenläufige Erscheinungen auftreten, und muss folg-
lich der empirischen Analyse überlassen werden.
Auch für die Unternehmen als Arbeitsnachfrager ist die ge-
ringfügige Alleinbeschäftigung attraktiver geworden, da ins-
besondere die Beschäftigung von geringfügig Nebentätigen
zu einer höheren Kostenbelastung führt als vor der Reform:
Wählt der Beschäftigte die für ihn vorteilhafte pauschale
Lohnbesteuerung, so muss der Arbeitgeber sowohl die pau-
schale Lohnsteuer als auch den auf ihn entfallenden Teil der
Sozialversicherungsabgaben zahlen. Aus Unternehmenssicht
erscheint es folglich rational, geringfügig Nebenbeschäftigte
durch geringfügig Alleinbeschäftigte zu substituieren, da für
diese in aller Regel nur die pauschale Abgeltung der Sozial-
versicherungsbeiträge notwendig ist. Außerdem ist anzuneh-
men, dass das Arbeitsangebot der geringfügig Alleinbeschäf-
tigten weniger elastisch auf eine Reduzierung des Nettolohns
reagiert als das der geringfügig Nebentätigen7. In diesem Fall
ist die Überwälzung der pauschalen Sozialversicherungs-
beiträge bei den geringfügig Alleinbeschäftigten eher mög-
lich. 
Insgesamt betrachtet dürfte die Einführung der Sozialversi-
cherungspflicht nicht zu einem wesentlichen Absinken des
Beschäftigungsniveaus in diesem Segment des Arbeitsmark-
tes geführt haben. Für die Struktur der Beschäftigung ist hin-
gegen zu erwarten, dass die Beschäftigung, die bisher in Form
von geringfügiger Nebentätigkeit ausgeübt wurde, tendenzi-
ell durch geringfügige Alleinbeschäftigung ersetzt wurde und
weiterhin wird. 
3 Empirische Analysen 
3.1 Datenbasis und methodische Anmerkungen 
Datenbasis für die nachfolgenden empirischen Analysen ist
das Sozio-oekonomische Panel (SOEP), eine repräsentative
Längsschnittuntersuchung, mit der seit 1984 Verlaufsdaten
für Personen und Haushalte zur Verfügung stehen (vgl. Burk-
hauser et al. 1997, siehe auch http//:www.diw.de/soep). Das
SOEP gilt als eine zuverlässige Datenquelle für die Analyse
der geringfügigen Beschäftigung (vgl. z.B. Rudolph 1998, zur
Erfassung der geringfügigen Beschäftigung mit dem SOEP
siehe Schupp et al. 1998), auch wenn hier davon auszugehen
ist, dass nicht alle der mit dem SOEP erfassten Erwerbsper-
sonen ausschließlich geringfügig Beschäftigte und geringfü-
gig Nebentätige im Sinne der 630-DM-Regelung sind. Erfasst
sind auch die Erwerbstätigen, die eine derartige Beschäfti-
gung als Selbstständige oder im Graubereich zwischen ab-
hängiger und selbstständiger sowie legaler und illegaler Be-
schäftigung ausüben. Die meisten dieser Tätigkeiten würden
aber bei strenger Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen
entweder als geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gelten
oder unter den Anwendungsbereich des Gesetzes gegen die
Scheinselbstständigkeit fallen.
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7 Viele geringfügig Beschäftigte sind verheiratete Frauen, die diese Beschäf-
tigungsform neben ihrer Tätigkeit im Haushalt ausüben. Sie sind damit auf
Beschäftigungsformen mit geringer Arbeitszeit angewiesen und auch regio-
nal wenig mobil.Neben vielen sozio-demografischen Merkmalen sind insbe-
sondere umfangreiche Fragen zum Erwerbstypus im Haupt-
erwerb und Fragen zum Nebenerwerb sowie den Einkünften
aus der Haupt- und mit Einschränkungen auch der Nebenbe-
schäftigung für die empirische Analyse und besonders für die
Schätzung der ökonometrischen Modelle von Vorteil. 
Zunächst wird eine deskriptive Analyse der durch die Ein-
führung der Sozialversicherungspflicht induzierten Verände-
rung der geringfügigen Beschäftigung durchgeführt. Ent-
scheidend dafür ist, ob es gelingt, die (angebots- und nach-
frageseitigen) Auswirkungen der Reform auf das Verhalten
der Arbeitsanbieter zu isolieren. Die Schwierigkeit liegt da-
bei, ähnlich wie bei der Evaluation aktiver Arbeitsmarktpoli-
tik, in der Konstruktion der sogenannten kontrafaktischen Si-
tuation (vgl. z.B. Heckman et al. 1999 oder Schmidt 2000).
Wie hätte sich die geringfügige Beschäftigung ohne die Re-
form verändert? Ein Dilemma besteht insbesondere darin,
dass es nicht möglich ist, das Verhalten derselben Beschäf-
tigten zum selben Zeitpunkt mit und ohne Reform zu analy-
sieren (ideale Situation). Die Analyse des durch die Reform
induzierten individuellen Verhaltens wird also niemals in
Reinform möglich sein. In diesem Beitrag wird folgendes
Vorgehen gewählt: Zunächst wird die Veränderung der ge-
ringfügigen Beschäftigung zwischen 1998 und 2000 analy-
siert. Zwischen diesen beiden Jahren lag 1999 die Reform der
geringfügigen Beschäftigung. Als (kontrafaktische) Ver-
gleichssituation wählen wir die Veränderung der geringfügi-
gen Beschäftigung zwischen 1994 und 1996, ein Zeitraum, in
dem keine gesetzlichen Änderungen der geringfügigen Be-
schäftigung stattgefunden haben. Unterschiede in den Verän-
derungen der geringfügigen Beschäftigung können dann auf
die Reform zurückgeführt werden. Allerdings ist dies nur mit
Einschränkungen möglich, da die gewählte kontrafaktische
Situation nicht ideal ist: In beiden Zeiträumen werden zum
Teil jeweils unterschiedliche Personen analysiert8 und beide
Zeiträume sind auch durch eine unterschiedliche konjunktu-
relle und gesamtwirtschaftliche Lage geprägt.
Im Anschluss an die deskriptiven Analysen wird mit ökono-
metrischen Schätzungen untersucht, inwieweit einzelne öko-
nomische, nachfrageseitige und sozio-demografische Fakto-
ren dazu beigetragen haben, dass die 1998 geringfügig Be-
schäftigten diese Tätigkeit weiterhin ausüben.
3.2 Umfang und Struktur der geringfügigen Beschäftigung und
der Nebentätigkeit
Die insgesamt betrachtet eher heterogene Struktur der ge-
ringfügigen Beschäftigung zeigt sich in Tabelle 1. In 2000 wa-
ren gut 4.4 Millionen Personen9 ausschließlich geringfügig
beschäftigt, dies entspricht einem Anteil von 12,1% aller Er-
werbstätigen. Frauen, und darunter besonders verheiratete
Frauen, stellen die größte Gruppe der ‚Mini-Jobber’: Knapp
38% der geringfügig Beschäftigten sind verheiratete Frauen.
Schüler und Studierende bilden mit 28% eine weitere große
Gruppe der geringfügig Beschäftigten. 
Die Ergebnisse in Tabelle 1 deuten zudem darauf hin, dass die
Neuregelungen zu einem Rückgang der Nebenerwerbstätig-
keit geführt haben: Lag der Anteil der Nebenerwerbstätigen
in 1998 noch bei gut 8% aller Erwerbstätigen, so ist dieser in
2000 auf 6% gesunken. Besonders eindeutig wird dies bei der
Gruppe der verheirateten Frauen: Der Anteil derjenigen ver-
heirateten Frauen, die einer zweiten Beschäftigung nachge-
hen, ist um gut drei Prozentpunkte auf 4,6% im Jahr 2000 ge-
sunken.
Tabelle 1: Umfang und Struktur der geringfügigen Be-




1998 2000 1998 2000
In 1000 4 137 4 429 2 966 2 195
In % aller Erwerbstätigen 11,6 12,1 8,3 6,0
Struktur: in % aller ausschließlich in % der
geringfügig Beschäftigten jeweiligen Erwerbstätigen
Männer 39,4 34,2 8,7 6,4
Frauen 60,6 65,8 7,9 5,5
darunter: 
verheiratet 31,6 37,8 7,3 4,6
in Ausbildung 31,1 28,0 — —
Alte Bundesländer 84,3 81,2 8,8 6,3
Neue Bundesländer 15,7 18,8 6,1 4,8
N= 940 887 653 475
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP 1998 und 2000, eigene Berechnungen.
3.3 Dynamik der geringfügigen Beschäftigung
Mit den Längsschnittdaten des SOEP kann untersucht wer-
den, wie sich die im Jahre 1998 geringfügig Alleinbeschäf-
tigten sowie die Nebentätigen nach der Reform verhalten ha-
ben. Um die Auswirkungen der Reform isoliert betrachten zu
können, wird eine analoge Analyse der Verhaltensänderungen
für die Jahre 1994 bis 1996 durchgeführt (vgl. dazu die An-
merkungen in Abschnitt 3.1). Die über eine etwaige ‚natürli-
che’Dynamik hinausgehenden Zu- und Abflüsse der gering-
fügigen Beschäftigung und der Nebentätigkeit lassen sich
dann mittels des Vergleichs der Ergebnisse der beiden Peri-
oden abschätzen.
Das Arbeitsmarktsegment „Geringfügige Beschäftigung“
weist im Vergleich zur Vollzeit- und Teilzeiterwerbstätigkeit
eine große Dynamik auf (vgl. z. B. Jungbauer-Gans/ Hönisch
1998). Wenngleich auf den ersten Blick der Anteil der nach
der Reform in der geringfügigen Beschäftigung verbleiben-
den Erwerbspersonen eher als gering erscheint – nur rund
42% der in 1998 geringfügig Beschäftigten gingen auch im
Jahr 2000 einer solchen Tätigkeit nach –, so ist dies keine Aus-
wirkung der Reform der geringfügigen Beschäftigung. Im
Vergleich mit der  Referenzperiode 1994 bis 1996 ist dieser
Anteil nämlich nahezu stabil (Tabelle 2). Gleichwohl sind
deutliche Strukturveränderungen bei den Personen zu beob-
achten, die die geringfügige Beschäftigung verlassen haben.
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8 Eine Beschränkung auf jeweils die selben Befragten in beiden Zeiträumen
ist nicht möglich, da dies zu einer drastischen Reduktion der Fallzahlen ge-
führt hätte.
9 Da es sich für das Jahr 2000 um eine vorläufige Hochrechnung handelt, soll-
ten die absoluten Zahlen mit Vorsicht interpretiert werden. In diesem Zu-
sammenhang darf der Verlauf des Umfangs der Meldungen an die gesetzli-
che Rentenversicherung ebenfalls nicht überinterpretiert werden, nach de-
nen im Februar 2001 rund 4 Millionen geringfügig Beschäftigte und damit
rund 800 000 mehr als 1999 registriert waren (vgl. DIE WELT, 2001), da
wahrscheinlich unmittelbar nach der Reform noch nicht alle geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisse gemeldet worden waren.Tabelle 2:Veränderung der Beschäftigung in verschiede-
nen Erwerbsformen in den Zeiträumen 1994 bis 1996
und 1998 bis 2000, alle Erwerbspersonen
Von den Erwerbspersonen 1994 waren 1996 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1994 vollzeit- teilzeit- geringfügig nicht
beschäftigt beschäftigt beschäftigt erwerbstätig
Vollzeitbeschäftigt 84,5 2,5 2,1 10,9
Teilzeitbeschäftigt 13,0 62,1 8,2 16,7
Geringfügig beschäftigt 13,6 16,5 42,1 27,8
Nicht erwerbstätig 8,3 3,7 6,2 81,8
Von den Erwerbspersonen 1998 waren 2000 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1998 vollzeit- teilzeit- geringfügig nicht
beschäftigt beschäftigt beschäftigt erwerbstätig
Vollzeitbeschäftigt 86,7 3,0 1,3 9,0
Teilzeitbeschäftigt 17,2 62,7 9,3 10,8
Geringfügig beschäftigt 12,2 10,5 41,8 35,5
Nicht erwerbstätig 8,2 3,0 5,0 83,8
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP, eigene Berechnungen.
Die in 1998 geringfügig Beschäftigten waren zwei Jahre spä-
ter zu 36% nicht erwerbstätig, was gegenüber dem Anteil von
28% im Zeitraum 1994 bis 1996 einen deutlichen Zuwachs
des Ausstiegs aus dem Erwerbsleben bzw. der Aufgabe oder
des Verlusts einer Erwerbstätigkeit darstellt. Zugleich zeigt
sich, dass der Anteil der geringfügig Beschäftigten, die in eine
Teilzeittätigkeit wechseln, mit sechs Prozentpunkten merk-
lich abnimmt, auf lediglich gut 10% im Jahr 2000.
Tabelle 3:Veränderung der Beschäftigung in verschiede-
nen Erwerbsformen in den Zeiträumen 1994 bis 1996
und 1998 bis 2000, verheiratete Frauen
Von den Erwerbspersonen 1994 waren 1996 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1994 vollzeit- teilzeit- geringfügig nicht
beschäftigt beschäftigt beschäftigt erwerbstätig
Vollzeitbeschäftigt 73,2 8,0 (2,1) 16,7
Teilzeitbeschäftigt 7,8 68,5 8,4 15,3
Geringfügig beschäftigt (5,0) 29,7 46,1 19,2
Nicht erwerbstätig 2,9 7,0 5,9 84,2
Von den Erwerbspersonen 1998 waren 2000 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1998 vollzeit- teilzeit- geringfügig nicht
beschäftigt beschäftigt beschäftigt erwerbstätig
Vollzeitbeschäftigt 77,3 10,5 (2,8) 9,4
Teilzeitbeschäftigt 10,5 69,3 8,1 12,1
Geringfügig beschäftigt (5,0) 17,9 43,5 33,6
Nicht erwerbstätig 3,0 6,3 7,2 83,5
( ) Angabe beruht auf weniger als 30 Beobachtungen in der Stichprobe.
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP, eigene Berechnungen.
Sehr deutlich wird dieser Befund auch bei den verheirateten
Frauen: Hier sinkt der Anteil derjenigen, die aus der gering-
fügigen Beschäftigung in eine Teilzeittätigkeit wechseln, von
knapp 30% in der Referenzperiode 1994 bis 1996 auf nur noch
knapp 18% im Zeitraum 1998 bis 2000 (Tabelle 3). 
Auch bei Schülern und Studierenden zeigen sich die gesun-
kenen Anreize, geringfügig beschäftigt zu sein, eindeutig (Ta-
belle 4):10 Während in der Referenzbetrachtung der Jahre
1994/1996 noch knapp zwei Drittel der geringfügig Beschäf-
tigten ihre Tätigkeit beibehielten, so sinkt dieser Anteil für den
Zeitraum 1998 bis 2000 um gut acht Prozentpunkte auf knapp
58%.
Tabelle 4:Veränderung der Beschäftigung in verschiede-
nen Erwerbsformen in den Zeiträumen 1994 bis 1996
und 1998 bis 2000, Schüler und Studierende
Von den Erwerbspersonen 1994 waren 1996 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1994 geringfügig beschäftigt nicht erwerbstätig
Geringfügig beschäftigt 65,7 34,3
Nicht erwerbstätig 18,9 81,1
Von den Erwerbspersonen 1998 waren 2000 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1998 geringfügig beschäftigt nicht erwerbstätig
Geringfügig beschäftigt 57,6 42,4
Nicht erwerbstätig 15,0 85,0
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP, eigene Berechnungen.
Deutlich niedriger fällt auch der Zustrom aus der Nichter-
werbstätigkeit in die geringfügige Beschäftigung aus: 15% im
Vergleich zu knapp 19% in den Jahren 1994 bis 1996. Wenn-
gleich der größte Teil dieser Gruppe von der Möglichkeit der
Lohnsteuerfreistellung Gebrauch machen dürfte, kann hier
nicht ausgeschlossen werden, dass diese Ergebnisse auch
durch eine zurückgehende Bereitschaft der Unternehmen,
Schüler und Studierende zu beschäftigen, bedingt sind.11
Deutlicher als bei der geringfügigen Alleinbeschäftigung sind
die Auswirkungen der Neuregelungen bei den Nebenerwerbs-
tätigen. Hier sind merkliche Reaktionen zu verzeichnen. Die
Neuaufnahme einer Nebenerwerbstätigkeit kam zwar mit 3%
im Zeitraum 1998 bis 2000 nicht viel seltener vor im Vergleich
zu 4% in der Referenzperiode 1994 bis 1996 (Tabelle 5). Der
Anteil der Nebentätigen, die ihre Beschäftigung beibehalten
haben, sank hingegen merklich um fünf Prozentpunkte auf
nur noch gut 44%.
Ein noch deutlicheres Bild zeigt sich bei den verheirateten
Frauen, die neben ihrer regulären Erwerbstätigkeit, die vor-
wiegend Teilzeit-Beschäftigung ist, einer weiteren Beschäfti-
gung nachgehen (Tabelle 6): Hier geht der Anteil der in der
Nebentätigkeit verbleibenden Frauen um 20 Prozentpunkte
zurück von gut 60% im Zeitraum 1994/1996 auf gut 40% in
den Jahren 1998/2000.
Insgesamt betrachtet findet man in den empirischen Ergeb-
nissen tendenziell Bestätigung für die sich aus den Neurege-
lungen ergebenden Erwartungen: So zeigt sich, dass verhei-
ratete Frauen nicht viel seltener in dieser Tätigkeit verbleiben
als in der Referenzperiode 1994 bis 1996. Da hingegen ei-
nerseits der Anteil teilzeittätiger verheirateter Frauen deutlich
sinkt und andererseits der Anteil nichterwerbstätiger verhei-
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10 Da Teil- und Vollzeitbeschäftigung bei Schülern und Studierenden nur eine
geringe Bedeutung zukommt, wird diese hier nicht betrachtet.
11 Insbesondere Hochschulen haben aufgrund tariflicher Vereinbarungen nicht
die Möglichkeit, die pauschalen Sozialversicherungsbeiträge auf die ge-
ringfügig beschäftigten studentischen Hilfskräfte zu überwälzen. Bei un-
verändertem Budget führt dies in diesem Bereich zu einem Rückgang der
Beschäftigung in Arbeitsstunden.rateter Frauen ansteigt, lässt sich vermuten, dass hier Bewe-
gungen aus der regulären sozialversicherungspflichtigen Teil-
zeitbeschäftigung heraus in die nunmehr steuerlich vorteil-
haftere geringfügige Beschäftigung stattgefunden haben, be-
gleitet durch eine Strömung aus der geringfügigen Beschäf-
tigung hinaus in die Nichterwerbstätigkeit. Letztere Erschei-
nung findet sich auch in der Gruppe der Schüler und Studie-
renden, die sowohl deutlich seltener in der geringfügigen Be-
schäftigung verbleiben als auch tendenziell weniger eine sol-
che Tätigkeit aufnehmen. Bei den Nebenerwerbstätigen
schließlich, und insbesondere bei den nebentätigen verheira-
teten Frauen, zeigen sich die negativen Auswirkungen der
Neuregelungen am deutlichsten, geht doch der Anteil derje-
nigen, die nach der Reform ihren zweiten Job beibehalten ha-
ben, erheblich zurück.12
3.4 Ergebnisse ökonometrischer Schätzungen
Wie die Beschäftigten auf die durch die Neuregelungen ver-
ursachten Nettolohnänderungen reagieren, ist, wie oben dis-
kutiert, im Voraus nicht eindeutig prognostizierbar. Entschei-
dend dafür ist die Elastizität des Arbeitsangebots und welche
Ausweichmöglichkeiten den Erwerbstätigen zur Verfügung
stehen. Grundsätzlich sind dabei verschiedene Alternativen
denkbar, je nachdem, ob die Tätigkeit als geringfügige Be-
schäftigung oder als Nebenerwerbstätigkeit ausgeübt wird. 
Die oben bereits dargelegten Optionen gehen in die ökono-
metrischen Schätzungen wie folgt ein: 
Geringfügig Beschäftigte können
• eine ‚normale’Tätigkeit aufnehmen, also in eine reguläre so-
zialversicherungspflichtige Voll- oder Teilzeitbeschäftigung
wechseln,
•  die geringfügige Beschäftigung bei zumeist geringerem
Nettoeinkommen weiterhin ausüben,13
• auf das bisherige Einkommen aus der geringfügigen Be-
schäftigung verzichten und die Tätigkeit aufgeben.
Nebenerwerbstätige können
• die Nebenbeschäftigung bei geringerem Nettoeinkommen
weiterhin ausüben,
• auf das bisherige Zusatzeinkommen verzichten und die Ne-
bentätigkeit aufgeben.
Ob Nebenerwerbstätige, die ihre zweite Beschäftigung auf-
geben, die Arbeitszeit im Haupterwerb ausweiten können, um
diesen Einkommensverlust zu kompensieren – was vor allem
dann attraktiv ist, wenn im Haupterwerb eine höhere Brut-
toentlohnung als in der Nebentätigkeit erzielt werden kann –,
hängt maßgeblich davon ab, in welchem Ausmaß die Ar-
beitszeit in der Hauptbeschäftigung restringiert ist. 
Weiterhin steht den Erwerbspersonen, gleich ob geringfügig
beschäftigt oder nebentätig, noch die Möglichkeit offen, in
die Schwarzarbeit abwandern, was allerdings voraussetzt,
dass auch der Arbeitgeber dazu bereit ist. Mit den im SOEP
verfügbaren Merkmalen ist eine Identifizierung von
„Schwarzarbeitern“ nahezu nicht möglich. Allerdings kann
der deutliche Rückgang der Nebenerwerbstätigkeit nach der
Reform der geringfügigen Beschäftigung als ein Indiz dafür
gewertet werden, dass es sich bei dem Großteil der mit dem
SOEP erfassten Nebentätigkeiten um reguläre geringfügige
Beschäftigungsverhältnisse handelt. 
3.4.1 Reaktionen der in 1998 ausschließlich geringfügig Be-
schäftigten
Für die individuelle Arbeitsangebotsentscheidung wirkte die
Einführung der Sozialversicherungspflicht wie eine Senkung
des exogen gegebenen Netto-Marktlohnsatzes. Die Auswir-
kungen dieser und anderer durch die Reform bedingter Ver-
änderungen auf die individuelle Entscheidung geringfügig er-
werbstätig zu sein, können mit einem multinomialen Logit-
Modell geschätzt werden. In die Schätzung werden dabei nur
die Personen einbezogen, die im Jahre 1998 geringfügig be-
schäftigt waren. Mit dem Modell wird dann erklärt, welche
Erwerbsform sie zwei Jahre später gewählt haben.14
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Tabelle 5:Veränderung der Beschäftigung in verschiede-
nen Erwerbsformen in den Zeiträumen 1994 bis 1996
und 1998 bis 2000, alle Erwerbstätigen
Von den Erwerbspersonen 1994 waren 1996 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1994 nebenerwerbstätig nur haupterwerbstätig nicht erwerbstätig
Nebenerwerbstätig 49,1 44,9 (6,0)
Nur haupterwerbstätig 4,0 83,7 12,3
Von den Erwerbspersonen 1998 waren 2000 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1998 nebenerwerbstätig nur haupterwerbstätig nicht erwerbstätig
Nebenerwerbstätig 44,1 52,3 (3,6)
Nur haupterwerbstätig 3,0 87,2 9,8
( ) Angabe beruht auf weniger als 30 Beobachtungen in der Stichprobe.
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP, eigene Berechnungen.
Tabelle 6:Veränderung der Beschäftigung in verschiede-
nen Erwerbsformen in den Zeiträumen 1994 bis 1996
und 1998 bis 2000, erwerbstätige verheiratete Frauen
Von den Erwerbspersonen 1994 waren 1996 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1994 nebenerwerbstätig nur haupterwerbstätig nicht erwerbstätig
Nebenerwerbstätig 61,2 35,3 (3,5)
Nur haupterwerbstätig 3,5 79,6 16,9
Von den Erwerbspersonen 1998 waren 2000 ... (Anteile in %)
Erwerbsform 1998 nebenerwerbstätig nur haupterwerbstätig nicht erwerbstätig
Nebenerwerbstätig 41,2 54,6 (4,2)
Nur haupterwerbstätig 3,4 85,5 11,1
( ) Angabe beruht auf weniger als 30 Beobachtungen in der Stichprobe.
Daten für 2000 mit vorläufiger Gewichtung.
Quelle: SOEP, eigene Berechnungen.
12 Diese Ergebnisse sind vergleichbar zu denen Apels et al. (1999), die für die
durch Umbrüche gekennzeichnete Zeit kurz nach der Reform einen Rück-
gang der Nebentätigkeit um 32% ermittelt haben.
13 Diese Option umfasst auch die Möglichkeit des Wechsels zu einer kurzfris-
tigen Beschäftigung, was, wie Apel et al. (1999) zeigen, in bestimmten Bran-
chen wie etwa dem Hotel- und Gaststättengewerbe eine vergleichsweise
große Rolle gespielt hat.
14 Eine analoge Schätzung für die Referenzperiode 1994 bis 1996 ist nicht
möglich, da einige der für die Schätzung wichtigen Merkmale zu diesen
Zeitpunkten im SOEP noch nicht erhoben wurden. Bei unveränderten Prä-
ferenzen der Individuen und unveränderten sonstigen Rahmenbedingungen
würde man auch keine Änderungen der Parameter erwarten. Was sich durch
die Reform geändert hat, sind nicht die Parameter, sondern die Werte ein-
zelner Kovariaten.Sei y die Erwerbsform eines Beschäftigten i in 2000, so kann
diese die Ausprägungen
annehmen.
Das zu schätzende Wahrscheinlichkeitsmodell lautet dann
(vgl. z.B. Long 1997):
[3.1]
Eine anschauliche Interpretation der geschätzten Koeffizien-
ten (Anhang: Tabelle A3) wird durch die Berechnung margi-
naler Effekte ermöglicht. Marginale Effekte zeigen die Aus-
wirkung der Veränderung einer einzelnen Kovariate xk auf die
erwartete Wahrscheinlichkeit, dass yieine der möglichen Aus-
prägungen annimmt, unter der Annahme der Konstanz aller
anderen Kovariaten (üblicherweise wird hierbei der Mittel-
wert zugrunde gelegt).
Für kontinuierliche unabhängige Variablen ergibt sich der
marginale Effekt als partielle Ableitung von Gleichung [3.1]
nach xk:
[3.2]
Für dichotome Variablen wird der marginale Effekt als dis-
krete Änderung der erwarteten Wahrscheinlichkeit ermittelt,
bei einer Änderung von xk von 0 nach 1:
. [3.3]
Die Stichprobe, die zur Schätzung des Modells herangezogen
wird, umfasst 766 Personen, die in 1998 ausschließlich ge-
ringfügig beschäftigt waren, darunter 503 Frauen (65,7%)
und 263 Männer (34,3%). Für die größte Gruppe der gering-
fügig Alleinbeschäftigten, die verheirateten Frauen, wird eine
separate Schätzung durchgeführt. Eine Beschreibung aller
verwendeten Merkmale zeigt Tabelle A1 im Anhang, des-
kriptive Statistiken finden sich in Tabelle A2.
Die Merkmale, die in die Schätzungen eingehen, lassen sich
in folgende Gruppen unterteilen:
• Sozio-demografische Merkmale wie Alter, Geschlecht, Fa-
milienstand u. a., wobei das Vorhandensein von Kleinkindern
von besonderem Interesse sein dürfte, da gezeigt werden
kann, dass Unzulänglichkeiten im System der Kinderbetreu-
ung eine Erwerbsteilnahme der Mütter erschweren (vgl. z.B.
Gustafsson et al. 2001).
• Dummy-Variablen, die eine Zugehörigkeit zur Gruppe der
verheirateten Frauen (verhfrau), der Schüler und Studieren-
den (inausbil) oder der Rentner und Pensionäre (ueber65)
kontrollieren. Damit kann geprüft werden, ob sich die Reak-
tionen der Gruppen – wie in Abschnitt 2 postuliert – auf die
Einführung der Sozialversicherungspflicht systematisch von-
einander unterscheiden.
• Dummy-Variablen, die die Ausübung der geringfügigen
Tätigkeit in einer bestimmten Branche bzw. in einem be-
stimmten Tätigkeitsbereich in 1998 beschreiben. Besonders
im Dienstleistungssektor wird die geringfügige Beschäfti-
gung als Instrument flexiblen Arbeitseinsatzes genutzt. Hier
wurden im Vorfeld der Reform zahlreiche Befürchtungen auf-
geworfen, dass die Arbeitsnachfrage nicht mehr befriedigt
werden könne oder zu teuer würde und dass es sodann in man-
chen (Dienstleistungs-) Segmenten zu erheblichen Beein-
trächtigungen kommen werde: An erster Stelle wurden zu-
meist die Zeitungsausträger (neben anderen in der Variable
service zusammengefasst) genannt, gefolgt von u. a. Gebäu-
dereinigern (reiniger) und Service-Kräften im Gastronomie-
bereich (gastro), die aufgrund der Neuregelungen kein wei-
teres Interesse mehr an ihrer Tätigkeit aufbringen würden und
es auch seitens der Unternehmen nicht möglich wäre, neue
Arbeitnehmer für solche Beschäftigungen zu gewinnen. Soll-
ten diese Befürchtungen zutreffen, so müsste sich dies be-
züglich des Verbleibs in der geringfügigen Beschäftigung mit
negativen Vorzeichen in den Schätzergebnissen niederschla-
gen.
• Einflussfaktoren, die sich aus der Arbeitsangebotstheorie
ableiten lassen: Die Dauer der (Schul- und weitergehenden)
Ausbildung (jahrausb), die als Proxy für erworbenes Hu-
mankapital in die Schätzung eingeht. Für Personen mit einem
hohen Nichtarbeitseinkommen (nichtarb)15 ist zu erwarten,
dass sie eher auf eine reguläre sozialversicherungspflichtige
Tätigkeit verzichten und folglich tendenziell in der geringfü-
gigen Beschäftigung verbleiben, wenn nicht gar aus der Er-
werbstätigkeit ausscheiden werden (Einkommenseffekt).
Gleiches gilt für ein zwischen den betrachteten Zeitpunkten
ansteigendes Nichtarbeitseinkommen (narbdiff). Der Effekt
des (logarithmierten) Lohnsatzes (lnlohn), der 1998 in der ge-
ringfügigen Beschäftigung bezogen wurde, ist theoretisch
nicht eindeutig zu bestimmen, da sich der Gesamteffekt einer
Lohnsatzvariation auf das Arbeitsangebot aus dem Substitu-
tions- und dem Einkommenseffekt zusammensetzen. 
• Bilden bedarfsdeckende Transferzahlungen wie die Sozial-
hilfe einen hohen Anteil am Haushaltseinkommen (transfer),
so sollte dies einen eher positiven Einfluss auf den Verbleib
in der geringfügigen Beschäftigung ausüben, da die Anrech-
nung der Erwerbseinkommen aus Voll- und Teilzeittätigkei-
ten auf die Transferzahlungen einen negativen Anreiz dar-
stellt, eine solche Beschäftigung aufzunehmen. Ist hingegen
der Anteil des Einkommens aus der geringfügigen Beschäfti-
gung am Haushaltseinkommen (gfbteil)  erheblich, könnte
dies ein Indiz dafür sein, dass der Einkommens- den Substi-
tutionseffekt überwiegt, also mehr Arbeit in Form regulärer
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung angeboten
wird, um das Einkommensniveau zu halten. 
Im SOEP wird die geringfügige Alleinbeschäftigung auf zwei
unterschiedliche Arten ermittelt. Einmal werden die Personen
als geringfügig beschäftigt gezählt, die eine solche Tätigkeit
als Haupttätigkeit angeben. Daneben gibt es Personen, die
sich als „überwiegend nichterwerbstätig“ bezeichnen, jedoch
zusätzlich eine Nebenbeschäftigung angeben (z.B. Schüler
und Studierende oder haushaltsführende Frauen; vgl. dazu
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15 Das verfügbare monatliche Nicharbeitseinkommen setzt sich zusammen aus
Sozialhilfe, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Alters- und Hinterbliebe-
nenrente, anderen staatlichen Transferzahlungen sowie vor allem dem Er-
werbseinkommen des Partners.Schupp et al. 1998). Dieser methodische Aspekt wird in der
Schätzung mit einer Dummy-Variable (echtgfb) kontrolliert,
die den Wert Eins annimmt, wenn eine Person die geringfü-
gige Beschäftigung als Haupttätigkeit angegeben hat. 
Zunächst zeigt sich für alle in 1998 geringfügig Beschäftig-
ten, dass unter den sozio-demografischen Größen das Alter
und die Tatsache, ob sich die geringfügig beschäftigte Person
sowohl 1998 als auch 2000 in Ausbildung befand, einen po-
sitiv signifikanten Einfluss auf den Verbleib in der geringfü-
gigen Beschäftigung hatten (Tabelle 7). Während das Vor-
handensein von Kleinkindern im Alter bis zu drei Jahren ne-
gativ signifikant auf einen Wechsel in eine Voll- oder Teil-
zeitbeschäftigung wirkt, was sowohl für alle geringfügig Be-
schäftigten wie auch in besonderem Maße für die verheirate-
ten Frauen gilt (Tabelle 8), übt die Anwesenheit von Kindern
im Alter zwischen vier und sechs Jahren einen positiven Ein-
fluss auf den Wechsel in eine sozialversicherungspflichtige
Voll- oder Teilzeiterwerbstätigkeit aus. Hierzu komplementär
ist der positive Effekt von Kleinkindern bzw. der negative Ef-
fekt der Kinder im Vorschulalter auf die Wahrscheinlichkeit,
aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Hier scheint sich also
zu bestätigen, dass die Struktur des Systems der Kinderbe-
treuung Frauen nach wie vor davon abhält, eine Voll- oder
Teilzeittätigkeit aufzunehmen bzw. sie sogar dazu bewegt,
nicht erwerbstätig zu werden.
Wie aus theoretischen Überlegungen zum Arbeitsangebot zu
erwarten ist, erhöht ein hohes Nichtarbeitseinkommen in
1998 die Wahrscheinlichkeit, in 2000 weiterhin geringfügig
beschäftigt zu sein. Komplementär ist hier zu sehen, dass ein
hohes und steigendes Nichtarbeitseinkommen signifikant ne-
gativ auf die Wahrscheinlichkeit wirkt, eine reguläre Voll-
oder Teilzeitbeschäftigung aufzunehmen. Auch bei der ge-
trennten Betrachtung der verheirateten Frauen ist zu beob-
achten, dass mit höher werdendem Anstieg des Nichtarbeits-
einkommens zwischen 1998 und 2000 kein Anreiz vorhanden
ist, aus der geringfügigen Beschäftigung in eine reguläre so-
zialversicherungspflichtige Tätigkeit zu wechseln.
Ebenso wenig übt bei den verheirateten Frauen ein hohes
Nichtarbeitseinkommen einen Anreiz auf den Wechsel in die
Nichterwerbstätigkeit aus. Insgesamt kann daraus gefolgert
werden, dass sich die ökonomische Anreizstruktur der ver-
heirateten Frauen im Hinblick auf die geringfügige Beschäf-
tigung durch die Reform nicht geändert hat. Schließlich 
lässt sich kein signifikanter Einfluss des 1998 in der gering-
fügigen Beschäftigung erzielten Lohnsatzes zeigen. Sollte
also der Nettolohnsatz aus geringfügiger Beschäftigung durch
die Reform gesunken sein, so hätte das keine Auswirkungen
auf die Entscheidung gehabt, die geringfügige Beschäftigung
aufzugeben. 
Ein hoher Anteil der Transfereinkommen – von Bedeutung
sind hier das Kindergeld und die Sozialhilfe – übt keinen von
Null verschiedenen Einfluss auf den Verbleib in der gering-
fügigen Beschäftigung aus. Jedoch zeigt sich, dass mit stei-
gendem Anteil der Transfereinkünfte die Bereitschaft, eine
Voll- oder Teilzeiterwerbstätigkeit aufzunehmen, zurück-
geht.16 Dies gilt allerdings nicht für die verheirateten Frauen.
Zwar mit den erwarteten Vorzeichen, jedoch statistisch nicht
signifikant, sind die Effekte zu beobachten, die ein hoher An-
teil der Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung am
Haushaltseinkommen auf den Verbleib in bzw. den Wechsel
aus der geringfügigen Tätigkeit ausüben. 
Die geschätzten Koeffizienten der Beschäftigungsdummies
zeigen, dass eine Beschäftigung in 1998 in Verwaltungsberu-
fen dazu beiträgt, dass die Erwerbsperson auch in 2000 einer
geringfügigen Beschäftigung nachgeht. Dies ist auch bei ver-
heirateten Frauen zu beobachten, wobei hier noch darüber
hinaus zu erkennen ist, dass eine derartige Tätigkeit einen
Wechsel in eine Voll- oder Teilzeittätigkeit unwahrscheinlich
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Tabelle 7: Beschäftigungsform 2000 der in 1998 gering-
fügig Beschäftigten; Marginale Effekte des multinomia-
len Modells
Einflussfaktor Voll- oder Ausschließlich Nicht





































































































































































Anmerkungen: Standardfehler in Klammern, N = 766.
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.
Quelle: SOEP 1998 und 2000; eigene Schätzungen.
16 Hier ist zu beachten, dass dieser Effekt gleichwohl Ergebnis eines endoge-
nen Prozesses sein kann: ein etwaiger Verlust einer Erwerbstätigkeit, her-
vorgerufen durch z. B. niedrige Qualifikation oder Geburt eines Kindes,
kann hier auslösend auf den Bezug der Transferzahlungen wirken.erscheinen lässt. Auch für die Tätigkeit als Reinigungskraft
gilt, dass in 2000 ein Verbleib in der geringfügigen Beschäf-
tigung zu beobachten ist bzw. dass – auch bei der getrennten
Betrachtung der verheirateten Frauen anzutreffen – kein An-
reiz besteht, in eine reguläre Voll- oder Teilzeittätigkeit zu
wechseln. Hier ist indessen zu vermuten, dass dies kein aus-
schließlich auf Arbeitnehmerseite anzutreffendes Phänomen
ist, sondern auch dadurch bedingt wird, dass die Unterneh-
men derartige Tätigkeiten erst gar nicht als reguläre Voll- oder
Teilzeitbeschäftigung anbieten, so dass ein Wechsel aus der
geringfügigen Beschäftigung heraus nicht in Frage kommen
kann. Dass es für die, die Beschäftigung im Dienstleistungs-
bereich abdeckenden Variablen zu keinen signifikanten Er-
gebnissen kommt, lässt darauf schließen, dass die im Vorfeld
der Reform geäußerten Befürchtungen des Zusammenbruchs
ganzer Dienstleistungssegmente keine Gestalt angenommen
haben.17 Insgesamt betrachtet gibt es auf Grundlage der Er-
gebnisse für die Beschäftigungsvariablen keinen Hinweis dar-
auf, dass die Reform in bestimmten Branchen und Tätig-
keitsbereichen zu einem signifikanten Wechsel hin zu mehr
Voll- oder Teilzeittätigkeiten geführt hat, obwohl die gering-
fügige Beschäftigung für die Unternehmen insgesamt teurer
geworden sein dürfte.18 Dies deutet darauf hin, dass die ge-
ringfügige Beschäftigung für die Unternehmen auch aus an-
deren Gründen eine wichtige Beschäftigungsform darstellt.
Kurze Arbeitszeiten und ein flexibler Einsatz könnten solche
Gründe sein.
Interessant erscheint abschließend, dass die Dummy-Varia-
ble, die kontrolliert, ob eine Person ihre geringfügige Be-
schäftigung als Haupttätigkeit angegeben hat, einen signifi-
kant positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit hat, aus der
geringfügigen Beschäftigung in eine reguläre Voll- oder Teil-
zeitbeschäftigung zu wechseln bzw. einen negativ signifikan-
ten Effekt auf die Entscheidung ausübt, aus dem Erwerbsle-
ben auszuscheiden. Dies kann verschiedene Gründe haben: In
der subjektiven Bewertung der geringfügigen Beschäftigung
als Haupttätigkeit könnten besondere „tastes to work“, also
Präferenzen für Arbeit, zum Ausdruck kommen. Umgekehrt
könnte die Bewertung der geringfügigen Beschäftigung als
Nebentätigkeit auch als ein „Hang zur Schattenwirtschaft“ in-
terpretiert werden: Diese Personen haben dann nach der Re-
form der geringfügigen Beschäftigung ihre Tätigkeit schlicht
nicht mehr angegeben. 
3.4.2 Reaktionen der in 1998 (geringfügig) nebentätig Be-
schäftigten
Deutlich stärker von den Neuregelungen betroffen als die ge-
ringfügig Alleinbeschäftigten sind die geringfügig Ne-
bentätigen. Von Interesse ist nun, ob Erwerbspersonen, die in
1998 eine zweite Tätigkeit ausgeübt haben, diese zwei Jahre
später beibehalten haben.19Die Entscheidung, ob in 2000 eine
Nebenbeschäftigung ausgeübt wird oder nicht, kann mit ei-
nem Probit-Modell modelliert werden (vgl. z.B. Long 1997).
Bezeichnet man die Beteiligung in der Nebenerwerbstätigkeit
als y, so kann die latente, nicht beobachtbare Variable y* fol-
gende beobachtbare Ausprägungen annehmen:
Da Männer in 1998 knapp zwei Drittel der nebentätig be-
schäftigten Erwerbspersonen stellen, wird hier auf die Einbe-
ziehung der Frauen verzichtet und das Modell nur für Män-
ner geschätzt. Die zur Schätzung herangezogene Stichprobe
umfasst sodann 287 Männer (zu den deskriptiven Statistiken
der Stichprobe vgl. Anhang, Tabelle A5), die in 1998 sowohl
einem Haupterwerb (Voll- oder Teilzeittätigkeit) nachgegan-
gen sind, als auch eine zweite Beschäftigung ausgeübt haben.
Hier sei noch einmal darauf verwiesen, dass sich unter den
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Tabelle 8: Beschäftigungsform 2000 der in 1998 gering-
fügig beschäftigten verheirateten Frauen; Marginale 
Effekte des multinomialen Modells
Einflussfaktor Voll- oder Ausschließlich Nicht
















































































































































Anmerkungen: Standardfehler in Klammern, N = 314.
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.
Quelle: SOEP 1998 und 2000; eigene Schätzungen.
17Apel et al. (1999) zeigen, dass gegen Ende des Jahres 1999 Kompensie-
rungs- und Normalisierungsprozesse einsetzten, die die kurz nach der Neu-
regelung aufgetretene Kündigungswelle zu kompensieren begannen.
18 Ende 1999 waren nur etwa 2% des Bestandes an geringfügig Beschäftigten
des 1. Quartals 1999 in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse umgewandelt worden. Vgl. Apel et al. (1999).
19 Die Betrachtung der Option ‚Ausscheiden aus dem Erwerbsleben’wird auf-
grund zu geringer Fallzahlen ausgeschlossen.Nebenerwerbstätigen auch solche befinden, die nicht gering-
fügig beschäftigt im Sinne des Gesetzes sind.
In die Schätzung werden analog zur Analyse der Reaktionen
der geringfügig Beschäftigten Variablen einbezogen, die sich
in die bereits oben genannten Gruppen unterscheiden lassen:
sozio-demografische Merkmale, Variablen, die den Beschäf-
tigungszweig umschreiben, und ’ökonomische’Variablen, die
unmittelbar aus der Theorie abzuleiten sind.
Entsprechend zu den oben angeführten Überlegungen müsste
für die Beschäftigungstyp-Variablen gelten, dass – würden die
vorab gehegten Befürchtungen seitens mancher Unternehmen
zutreffen – die Beschäftigung in manchen Tätigkeiten insbe-
sondere im Dienstleistungsbereich eher dazu beiträgt, den
Nebenerwerb – soweit es sich um ein geringfügiges Beschäf-
tigungsverhältnis handelt – nach der Reform aufzugeben.
Bei den ’ökonomisch-theoretischen’ Größen werden die
Lohnsätze sowohl aus dem Haupterwerb (lnlohn1) als auch
der Nebentätigkeit (lnlohn2) einbezogen: Kann ein Beschäf-
tigter aufgrund eines Arbeitszeitstandards im Hauptjob das
individuell optimale Arbeitsangebot nicht realisieren, so wird
er eine weitere Tätigkeit aufnehmen, falls der erzielbare
Lohnsatz im zweiten Job über dem Anspruchslohnsatz liegt,
der beim Arbeitszeitstandard vorherrscht; die Erwerbsperson
würde sich so dem Optimum annähern.20 Sinkt der Lohnsatz
im Nebenerwerb aufgrund der Sozialversicherungspflicht
nun unter die Anspruchslohnschwelle, so dürfte zu erwarten
sein, dass die Nettolohnsenkung zur Aufgabe des zweiten
Jobs führt.
Der Lohnsatz im Haupterwerb kann hingegen in Bezug auf
die Einkommen aus der Nebentätigkeit wie eine Art Nichtar-
beitseinkommen betrachtet werden, da annahmegemäß die
Arbeitszeit im Haupterwerb gegeben und konstant ist (zumal
das sonstige Nichtarbeitseinkommen im Fall nebenerwerbs-
tätiger Männer eher niedrig einzuschätzen sein dürfte). Ein
hoher, im Hauptjob erzielbarer Lohn dürfte entsprechend ei-
nen negativen Anreiz auf das Beibehalten der zweiten Tätig-
keit nach der Reform ausüben.
Die Schätzergebnisse zeigen, dass es neben dem Alter wie er-
wartet vor allem die Löhne in Haupterwerb (lnlohn1) und Ne-
bentätigkeit (lnlohn2) und ein ansteigendes Nichtarbeitsein-
kommen sind, die Einfluss auf die Entscheidung ausüben, die
Nebenerwerbstätigkeit beizubehalten oder niederzulegen (Ta-
belle 9): Ein in 1998 erzielter hoher Lohn im Haupterwerb
und ein ansteigendes Nichtarbeitseinkommen zwischen 1998
und 2000 führen dazu, die zweite Beschäftigung aufzugeben.
Dass das sonstige Nichtarbeitseinkommen – nicht wie bei den
Schätzergebnissen für die geringfügig Beschäftigten – hier
keinen signifikanten Einfluss hat, dürfte damit zu erklären
sein, dass dieser ’Einkommenseffekt’ durch den Effekt des
Lohnsatzes im Haupterwerb abgefangen wird, der, wie dar-
gestellt, in Bezug auf die Nebentätigkeit ebenfalls wie ein ar-
beitszeitunabhängig erzielbares Einkommen wirkt bzw. mit
dem ein solches erreicht werden kann.
Der im Nebenjob erzielbare Nettolohnsatz hat einen signifi-
kant positiven Einfluss auf die Entscheidung, nebenerwerbs-
tätig zu bleiben. Umgekehrt bedeutet das, dass der durch die
Reform gesunkene Nettolohnsatz offensichtlich ein Grund
für die zurückgegangene Nebenerwerbstätigkeit ist. 
Von den in die Schätzung eingehenden Variablen zur Art der
Beschäftigung zeigt keine eine von Null verschiedene Wir-
kung auf die Entscheidung, die Nebentätigkeit in 2000 bei-
zubehalten. Zwar weisen erwartungsgemäß die Koeffizienten
für Tätigkeiten im Gastronomiebereich und sonstige Dienst-
leistungen ein negatives Vorzeichen auf, jedoch sind die Ef-
fekte statistisch nicht signifikant. Dass die Variable für eine
Beschäftigung im Reinigungsgewerbe ein (allerdings eben-
falls nicht signifikantes) positives Vorzeichen aufweist, kann
aufgrund der oben ermittelten Ergebnisse nicht überraschen,
da anzunehmen ist, dass ein Großteil des Arbeitskräftebedarfs
in diesem Bereich mit Erwerbspersonen in geringfügigen Al-
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Tabelle 9: Nebenerwerbstätigkeit 2000 der in 1998 
nebentätigen Männer; Probit-Modell














































Anmerkungen: Standardfehler in Klammern.
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.
N = 287
LR chi2(20) = 73.85 Pseudo R2 = 0.0735
Prob > chi2 = 0.0859 Log likelihood = -183.29588
Quelle: SOEP 1998 und 2000; eigene Schätzungen.
20 Die Arbeitszeitrationierung im Haupterwerb ist, wie angedeutet, die Stan-
darderklärung für die Existenz von Nebentätigkeiten. Bedeutsam war hier
vor allem die Arbeit von Shisko und Rostker (1976). Zu inhaltlichen Wei-
terentwicklungen (wie der Annahme der Komplementarität von Beschäfti-
gungen) und neueren Ergebnissen vgl. Schwarze (1991) sowie Conway und
Kimmel (1998).leinbeschäftigungsverhältnissen gedeckt wird. Auch hier
kann, wie bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten,
aus den Schätzergebnissen nicht geschlossen werden, dass in
einzelnen Branchen oder Tätigkeitsbereichen ein systemati-
scher Rückgang der (geringfügigen) Nebenbeschäftigung zu
verzeichnen wäre. 
4 Zusammenfassung und Fazit
Die Einführung der Sozialversicherungspflicht für geringfü-
gige Beschäftigung hat auf Anbieter- wie Nachfragerseite un-
terschiedliche Effekte. Auf der Anbieterseite ist zu unter-
scheiden, ob die geringfügige Beschäftigung als alleinige, auf
Dauer angelegte Tätigkeit oder als Nebenerwerb ausgeübt
wird. 
Bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten haben sich
durch die Neuregelungen nur unwesentliche Anreizänderun-
gen ergeben. Durch die Möglichkeit der Freistellung von der
Lohnsteuer und der Nicht-Anrechnung der Arbeitseinkom-
men des Ehepartners haben verheiratete Frauen, die größte
Gruppe unter den geringfügig Beschäftigten, keinen höheren
Anreiz, eine reguläre Voll- oder Teilzeitbeschäftigung aufzu-
nehmen. Da zudem Ansprüche der Beschäftigten an die ge-
setzliche Rentenversicherung erst dann in relevantem Um-
fang entstehen, wenn die vom Arbeitgeber zu zahlenden
Beiträge freiwillig aufgestockt werden, ist zu erwarten, dass
unter den verheirateten Frauen der Aufbau nennenswerter ei-
gener Sozialversicherungsansprüche – eines der Ziele der Re-
form – nach wie vor behindert wird. Schüler und Studieren-
de, die eine weitere große Gruppe unter den geringfügig Al-
leinbeschäftigten stellen, haben hingegen weniger Anreiz,
eine solche Tätigkeit auszuüben, da anzunehmen ist, dass die
Sozialversicherungsabgaben vom Arbeitgeber auf die Be-
schäftigten überwälzt werden können, was zu niedrigeren
Nettoeinkommen dieser Gruppe führt.
Noch deutlicher als bei Schülern und Studierenden wirken
sich die Neuregelungen bei den geringfügig Nebentätigen
aus: Eine Steuerfreistellung ist hier nicht möglich; in die Bei-
tragspflicht werden Einkommen aus Haupt- und Nebener-
werb einbezogen. Gemeinsam betrachtet führt dies zu deut-
lich verminderten Nettoeinkommen aus der Nebenbeschäfti-
gung, was – wenngleich auch a priori nicht prognostizierbar
– zu einem erheblichen Rückgang der Nebenerwerbstätigkeit
geführt hat.
Dieser Rückgang dürfte zum Teil aber auch nachfrageseitig
bedingt sein. Auf der Nachfragerseite führt die Neuregelung
zu einem sinkenden Anreiz, geringfügig Nebentätige zu be-
schäftigen: Die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen
und der pauschalen Lohnsteuer führen für diese Gruppe zu ei-
ner höheren Kostenbelastung im Vergleich zur Gruppe der
ausschließlich geringfügig Beschäftigten, für die lediglich der
Arbeitgeberanteil an den Sozialversicherungsbeiträgen zu
zahlen ist. Insofern, und soweit dem nicht andere Gründe ent-
gegenstehen, ist es für Unternehmen rational, geringfügig Ne-
benerwerbstätige durch geringfügig Alleinbeschäftigte zu
substituieren.
Insgesamt betrachtet hat die Reform nicht zu dramatischen
Veränderungen auf diesem Segment des Arbeitsmarktes ge-
führt. Jedoch ist zu beobachten, dass die Zahl der geringfü-
gig Nebenerwerbstätigen deutlich gesunken ist, während die
der geringfügig Alleinbeschäftigten tendenziell zugenommen
hat, was allerdings nicht ausschließlich auf die Reaktionen der
Beschäftigten, sondern auch auf die der Arbeitsnachfrage
zurückzuführen sein dürfte. Insofern ist auch wenig überra-
schend, dass die von Seiten mancher Branchen im Vorfeld an-
geführten Befürchtungen, dass einzelne Segmente in vor al-
lem Dienstleistungsbereichen, wie etwa das Zeitungsaustra-
gen und die Gebäudereinigung, nach der Reform unter er-
heblichem Arbeitskräftemangel würden leiden müssen, in den
hier vorliegenden Ergebnissen keine Bestätigung finden.
Dem Ziel, die Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung
zur Finanzierung der Sozialversicherungssysteme mit heran-
zuziehen, ist man durch die Reform sicherlich einen Schritt
näher gekommen. Ob allerdings geringfügig Beschäftigte
und, wie angedeutet, hierunter insbesondere die Gruppe der
verheirateten Frauen nennenswerte eigene Ansprüche an die
Sozialversicherungssysteme aufbauen werden, erscheint
fraglich.
Literatur
Apel, Helmut / Belzer, Volker / Berger, Michael / Eltges, Kai / Fried-
rich, Werner (1999): Geringfügig Beschäftigte nach der Neurege-
lung des „630-DM-Gesetzes”. ISG-Studie, Heft 27.
Burkhauser, Richard V. / Kreyenfeld, Michaela / Wagner, Gert G.
(1997): The German-Socio-Economic Panel: A Representative
Sample of Reunited Germany and its Parts. In: Vierteljahrshefte
zur Wirtschaftsforschung, 66(1), S. 7-16.
Die Welt (2001): Überraschender Boom bei Billig-Jobs. In: Nr. 67,
20.3.2001. S.1 und 13.
Fuest, Clemens / Huber, Bernd / Riphahn, Regina (1999): Geringfü-
gige Beschäftigung: Arbeitsmarktwirkungen und ihre Reformop-
tionen. In: Jahrbuch für Wirtschaftswissenschaften 50, S. 213-229.
Gustafsson, Siv / Kenjoh, Eiko / Wetzels, Cécile (2001): Does Part-
Time and intermittent Work during early Motherhood lead to re-
gular work later? In: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung,
70(1), S. 15-23.
Heckman, James J. / LaLonde, Robert J. / Smith, Jeffrey A. (1999):
The Economics and Econometrics of Active Labor Market Pro-
grams. In: Orley Ashenfelter/David Card (Hrsg.): Handbook of
Labor Economics vol. III, Amsterdam et al.. North-Holland, S.
1865-2097.
Jungbauer-Gans, Monika / Hönisch, Petra (1998): Dauer geringfü-
giger Beschäftigungen. In: MittAB 4, S. 697-704.
Long, J. Scott (1997): Regression models for categorical and limited
dependent variables. London: Sage.
Rudolph, Helmut (1998): „Geringfügige Beschäftigung“ mit stei-
gender Tendenz. Erhebungskonzepte, Ergebnisse und Interpreta-
tionsprobleme der verfügbaren Datenquellen. IAB-Werkstattbe-
richt, Nr.9 / 21.08.1998.
Rudolph, Helmut (1999): Das 630-DM-Gesetz: Was ändert sich für
wen? IAB-Kurzbericht, Nr. 11 / 1.9.1999.
Schupp, Jürgen / Schwarze, Johannes / Wagner, Gert G. (1998): Me-
thodische Probleme und neue empirische Ergebnisse für die Mes-
sung geringfügiger Beschäftigung. In: Jürgen Schupp et al.
(Hrsg.): Arbeitsmarktstatistik zwischen Fiktion und Realität. Ber-
lin, S. 85-112.
Schmidt, Christoph M. (2000): Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
und ihre Evaluation: Eine Bestandsaufnahme. In: Vierteljahrshef-
te zur Wirtschaftsforschung, 69(3), S. 425-437.
Schwarze, Johannes (1991): Determinanten der Mehrfachbeschäfti-
gung. In: Konjunkturpolitik 37 (1/2), S. 87-113. 
Schwarze, Johannes (1998a): Wer trägt die pauschale Lohnsteuer bei
geringfügiger Beschäftigung? Eine Analyse der Stundenlöhne er-
werbstätiger Frauen. In: Heinz P. Galler/Gert G. Wagner (Hrsg.):
Empirische Forschung und wirtschaftspolitische Beratung. Frank-
furt/New York, S. 215-225.
324 MittAB 3/2001MittAB 3/2001 325
Anhang,Tabelle A1: Modell-Variablen
Abhängige Variable:
jobstat = 1, falls in 2000 eine Voll- oder Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird;
= 2, falls in 2000 eine geringfügige Beschäftigung ausgeübt wird;
= 3, falls in 2000 keine Erwerbstätigkeit vorliegt.
Unabhängige kontinuierliche Variablen:
alter Alter
kind03 Anzahl der Kinder im Alter von 0 bis 3 Jahre
kind46 Anzahl der Kinder im Alter von 4 bis 6 Jahre
kind716 Anzahl der Kinder im Alter von 7 bis 16 Jahre
jahrausb Dauer der Ausbildung in Jahren
lnlohn Nettostundenlohn, logarithmiert
lnlohn1 Nettostundenlohn im Haupterwerb, logarithmiert
lnlohn2 Nettostundenlohn im Nebenerwerb, logarithmiert
nichtarb Nichtarbeitseinkommen in 1998
narbdiff Differenz der Nichtarbeitseinkommen 2000 und 1998
transfer Anteil der Transfereinkommen am Haushaltseinkommen 1998
gfbteil Anteil des Einkommens aus geringfügiger Beschäftigung am Haushaltseinkommen 1998
j2anteil Anteil des Einkommens aus Nebenerwerbstätigkeit am Haushaltseinkommen 1998
Unabhängige dichotome Variablen:
geschl Geschlecht: 1= männlich, 2= weiblich
ueber65 = 1, falls das Individuum in 1998 65 Jahre oder älter ist, = 0 sonst
inausbil = 1, falls das Individuum in 1998 und in 2000 in Ausbildung ist (Schüler/Stud.), = 0 sonst
verhfrau = 1, falls das Individuum eine verheiratete Frau ist, = 0 sonst
echtgfb = 1, falls sich das Individuum selbst als ausschließlich geringfügig beschäftigt einstuft, = 0 sonst
kindinhh = 1, falls Kinder im Alter bis 16 Jahre im Haushalt sind, = 0 sonst
verh = 1, falls das Individuum in 1998 verheiratet ist, = 0 sonst
Beschäftigungs-Dummies:
hochqual = 1, falls eine Beschäftigung als hochqualifizierte Fachkraft (Ingenieur, Mediziner, Jurist, u. a.) vorliegt, = 0 sonst
lehrer = 1, falls eine Beschäftigung als Lehrkraft vorliegt, = 0 sonst
bau = 1, falls eine Beschäftigung in Bau- und baunahen Berufen vorliegt, = 0 sonst
handwerk = 1, falls eine Beschäftigung in Handwerks- und handwerksnahen Berufen vorliegt, = 0 sonst
handel = 1, falls eine Beschäftigung in Handelsberufen vorliegt, = 0 sonst
buero = 1, falls eine Beschäftigung in Verwaltungsberufen vorliegt, = 0 sonst
gastro = 1, falls eine Beschäftigung in Gastronomieberufen vorliegt, = 0 sonst
reiniger = 1, falls eine Beschäftigung als Raum- oder Gebäudereiniger oder in verwandten Berufen vorliegt, = 0 sonst
service = 1, falls eine Beschäftigung in sonstigen Dienstleistungsberufen, einschließlich Sicherheitsdiensten, vorliegt, = 0 sonst
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Anhang,Tabelle A2: Deskriptive Statistiken der Stich-
probe zum multinomialen Logit-Modell der Schätzung
der Erwerbsformen in 2000 (in 1998 geringfügig 
beschäftigte Erwerbstätige)
Variable Mittelwert Standardfehler Min Max
jobstat 2.056136 .0274202 1 3
geschl 1.656658 .0171673 1 2
alter 40.37467 .6041143 19 91
verhfrau .4099217 .0177818 0 1
ueber65 .1644909 .0134034 0 1
inausbil .2193211 .0149605 0 1
kind03 .0861619 .010954 0 2
kind46 .1344648 .014018 0 2
kind716 .4099217 .0281783 0 5
jahrausb 10.62924 .1377593 0 18
lnlohn 2.58694 .0251898 0 5.285798
nichtarb 3932.083 94.42785 0 19560
narbdiff -13.50097 90.00696 -15460 20000
transfer 8.161848 .4743304 0 100
gfbteil 15.48373 1.020055 0 100
hochqual .0365535 .006785 0 1
lehrer .0169713 .0046699 0 1
buero .0861619 .0101452 0 1
handel .1475196 .0128214 0 1
gastro .1109661 .011356 0 1
reiniger .1148825 .0115291 0 1
service .0509138 .0079477 0 1
handwerk .0313316 .0062987 0 1
bau .0365535 .006785 0 1
echtgfb .3355091 .0170713 0 1
N = 766.
Quelle: SOEP 1998 und 2000, eigene Berechnungen.
Anhang,Tabelle A3: Beschäftigungsform 2000 der in
1998 geringfügig Beschäftigten



































































































































Anmerkungen: Multinomiales Logit-Modell. Basiskategorie: in 2000 gering-
fügig beschäftigt.
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.
N = 766
LR chi2(48) = 215.52 Pseudo R2 = 0.1304
Prob > chi2 = 0.0000 Log likelihood = -718.72787
Quelle: SOEP 1998 und 2000, eigene Schätzungen.MittAB 3/2001 327
Anhang,Tabelle A4: Beschäftigungsform 2000 der in
1998 geringfügig beschäftigten verheirateten Frauen















































































































Anmerkungen: Multinomiales Logit-Modell. Basiskategorie: in 2000 gering-
fügig beschäftigt.
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.
N = 314
LR chi2(40) = 73.85 Pseudo R2 = 0.1106
Prob > chi2 = 0.0009 Log likelihood = -296.94408
Quelle: SOEP 1998 und 2000, eigene Schätzungen.
Anhang,Tabelle A5: Deskriptive Statistiken der Stich-
probe zum Probit-Modell der Schätzung der Nebener-
werbstätigkeit in 2000 (in 1998 nebenerwerbstätige
Männer)
Variable Mittelwert Standardfehler Min Max
jobstat .543554 .0294532 0 1
alter 41.56098 .5861668 24 69
married .728223 .026306 0 1
inausbil .010453 .0060139 0 1
ueber65 .0418118 .0118356 0 1
kindinhh .4808362 .0295439 0 1
jahrausb 12.54878 .2049055 0 18
hours 43.38153 .5382203 6 80
lnlohn1 2.81441 .0253069 1.217524 4.942977
lnlohn2 3.16986 .0466474 .2231436 5.521461
nichtarb 1611.82 88.52176 0 8870
narbdiff 205.1074 83.26123 -5610 8097
j2share 11.92875 .8134987 0 100
hochqual .0452962 .0122965 0 1
lehrer .0662021 .0147021 0 1
buero .0452962 .0122965 0 1
handel .0731707 .0153988 0 1
gastro .0278746 .0097338 0 1
reiniger .1045296 .018091 0 1
service .0278746 .0097338 0 1
handwerk .1114983 .0186114 0 1
bau .0139373 .006932 0 1
N = 287.
Quelle: SOEP 1998 und 2000, eigene Berechnungen.